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Chronique générale

Politique sociale

Groupes sociaux

Politique familiale

1987 hatte die Luzerner CVP-Nationalrätin Judith Stamm mit einem Postulat einen
Bericht über Kindsmisshandlungen angeregt. Die vom Bundesrat 1988 eingesetzte
Arbeitsgruppe legte im September ihren umfassenden Bericht vor. Das Ausmass der
Kindsmisshandlungen sei erschreckend, hielt die Gruppe fest. Ohrfeigen, Prügel,
Schläge mit Gegenständen oder Androhung körperlicher Gewalt gehören offenbar
immer noch zu den gängigen Erziehungsmustern. Ganz besonders betroffen sind auch
Säuglinge und Kleinkinder bis zu zweieinhalb Jahren. Die Arbeitsgruppe äusserte sich
auch zur sexuellen Ausbeutung von Kindern, welche in den letzten Jahren vermehrt
thematisiert worden ist. Schätzungsweise 40'000 Kinder – vorab Mädchen – werden in
der Schweiz pro Jahr sexuell belästigt oder misshandelt. Dabei ist nur in rund 10
Prozent ein Unbekannter der Täter.

Die Empfehlungen der Arbeitsgruppe stellten eine ganze Palette von Massnahmen zur
Diskussion, die auf verschiedenen Ebenen zu ergreifen wären. Die UNO-Konvention
über die Rechte der Kinder sollte ohne Vorbehalte ratifiziert und in die Praxis
umgesetzt werden. Durch eine Verfassungsrevision sollten Körperstrafe und
erniedrigende Behandlung von Kindern inner- und ausserhalb der Familie verboten und
eine Kinderschutzbestimmung eingeführt werden. Der Bund müsste mehr
Kompetenzen für die Prävention von Kindesmisshandlungen erhalten. Zudem sollten
Ombudsleute für Kinder und interdisziplinär dotierte Sozial- und Medizinaldienste
geschaffen werden. Gefordert wurde auch die bessere Unterstützung der Familien und
die Professionalisierung der Vormundschaftsbehörden. Ähnliche Forderungen stellten
auch die 1991 gegründete und unter Aufsicht des EDI stehende Stiftung «Kind und
Gewalt», die Gesellschaft schweizerischer Kinderärzte sowie der Schweizerische
Kinderschutzbund. Der Einbezug der sexuellen Ausbeutung von Kindern erfolgte
aufgrund eines 1991 überwiesenen Postulats Fankhauser (sp, BL; Po. 90.923). 1

RAPPORT
DATE: 23.11.1992
MARIANNE BENTELI

Enfants et jeunesse

Der Nationalrat behandelte in seiner Sommersession den Expertenbericht über das
Ausmass der Kindsmisshandlungen in der Schweiz, welcher 1992 publiziert worden war.
Die Autoren unterschieden zwischen vier Formen der Misshandlung: Die
Vernachlässigung, das heisst die mangelnde körperliche und seelische Zuwendung, die
seelische Misshandlung, die sexuelle Ausbeutung und die physische Misshandlung.
Während der Anteil der vernachlässigten und seelisch misshandelten Kinder nicht
beziffert werden kann, so wird die Zahl der jährlich in der Schweiz sexuell
ausgebeuteten Kindern auf 40'000 bis 50'000 geschätzt. In seiner im Vorjahr
veröffentlichten Stellungnahme zum Bericht wollte der Bundesrat weniger auf neue
Gesetze, denn auf Prävention im Bereich der Familien- und Gesellschaftspolitik
setzen. Konkret nannte er die Koordination des Kinderschutzes auf eidgenössische
Ebene, Unterstützung von Hilfsorganisationen, Präventionskampagnen, die Ratifizierung
der UNO-Konvention über die Rechte des Kindes sowie die Mutterschaftsversicherung.

Dies ging einem Teil des Nationalrates allerdings nicht weit genug. Insbesondere Judith
Stamm (cvp, LU), welche 1987 mit einem Postulat den Anstoss für den Expertenbericht
gegeben hatte, zeigte sich enttäuscht, dass der Bundesrat kaum konkrete Massnahmen
vorgeschlagen habe. Der Rat behandelte denn auch eine Reihe von Vorstössen, welche
den Bundesrat in mehr oder weniger verbindlicher Form zum Handeln aufriefen. Eine
Motion Hollenstein (gp, SG) für die Einführung eines Kinderschutzartikels in der
Bundesverfassung (BV) wurde trotz Unterstützung der CVP mit 68 zu 59 Stimmen knapp
abgelehnt, ein ähnlich lautendes Postulat der Rechtskommission (RK-NR) hingegen
einstimmig überwiesen. Angenommen – und zwar sehr deutlich mit 96 zu 26 Stimmen –
wurde auch eine Kommissionsmotion, welche den Bundesrat beauftragt, den Grundsatz
des Verbotes der Körperstrafen und erniedringender Behandlung von Kindern innerhalb
und ausserhalb der Familie im schweizerischen Recht explizit einzuführen. Überwiesen
wurden zudem weitere Postulate sowohl der Rechtskommission wie von Nationalrätin
Margrith von Felten (sp, BS) über die Gewaltprävention in Familie und sozialem
Nahraum resp. zum Ausbau des Sorgentelefons für Kinder. 2

RAPPORT
DATE: 13.06.1996
MARIANNE BENTELI
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In der Wintersession nahm dann der Ständerat praktisch diskussionslos vom Bericht
Kenntnis. Die Motion des Nationalrates zum Verbot der Körperstrafe wurde in der
kleinen Kammer nur mehr als Postulat angenommen, hingegen wurde eine Empfehlung
verabschiedet, welche den Bund auffordert, in den Lehrprogrammen seiner
Zuständigkeit die Vermittlung pädagogischer Grundkenntnisse einzubauen, um den
jungen Menschen als künftigen Eltern zu ermöglichen, Situationen im Erziehungsalltag
ohne Gewaltanwendung zu meistern. 3

RAPPORT
DATE: 12.12.1996
MARIANNE BENTELI

1)  Familienfragen, 1993, Sondernummer;  Familienfragen. 1992, Nr. 2, S. 2 ff.; AB NR, 1991, S. 1349; Arbeitsgruppe
Kindesmisshandlung (Hg., 1992). Kindesmisshandlungen in der Schweiz. Schlussbericht zuhanden des Vorstehers des EDI.;
Presse vom 18.8. und 31.10.92; NZZ, 3.11. und 23.11.92.
2) AB NR, 1996, S. 915 ff.
3) AB SR, 1996, S. 1172 ff.

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE


